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Präsidentin Ilse Aigner: Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde gem. § 65 BayLTGeschO auf Vorschlag der FDP-Fraktion

"Immobilienprojekte und Wohnungspolitik der Bayerischen Staatsregierung - 

ein Scheitern auf ganzer Linie!"

Sie kennen das Prozedere. Als erstem Redner erteile ich das Wort dem Kollegen Se-

bastian Körber. Er spricht zehn Minuten. – Wenn etwas mehr Ruhe herrscht, hören wir 

ihn auch.

Sebastian Körber (FDP): "Söder gerät wegen GBW-Wohnungsverkauf in Bedräng-

nis" schreibt die "Süddeutsche Zeitung" im Juni 2018.

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe Ihnen einmal zu 

Beginn ein paar Überschriften mitgebracht. Ich zitiere weitere Überschriften: "Millio-

nengrab OP-Zentrum Erlangen: Bauamt findet neue Planer" aus den "Nürnberger 

Nachrichten" aus dem Jahr 2019. "Wohnungsbaugesellschaft ‘BayernHeim‘ scheitert: 

Söder verfehlt seine großen Ziele" schreibt die "Augsburger Allgemeine" im Jahr 2020. 

"‘Amigo-Projekt‘? Söders Ärger um das Deutsche Museum" schreibt ebenfalls die 

"Augsburger Allgemeine" im Juli 2021. "Magere Zwischenbilanz: Ist Söders Bayern-

Heim gescheitert?" titelt der "BR" im Januar dieses Jahres. Von 412.000 Euro Steuer-

geldverschwendung bei der BayernHeim berichtet die "Bild-Zeitung" im Februar 2022. 

"Ein Grundstück für Apple? Macht die Diskussion öffentlich!" schreibt die "Süddeut-

sche Zeitung" im März dieses Jahres. "Rasanter Preisanstieg: So teuer ist Bauen in 

Bayern geworden" titelt die "Passauer Neue Presse". "Ende mit Schrecken: Stopp des 

Konzerthaus-Projekts kann 56 Millionen kosten" schreibt der "Münchner Merkur" im 

März 2022.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Schlimme ist, dass man sich noch be-

liebig viele Überschriften heraussuchen könnte. Es ist wichtig, das in der Diskussion 

einmal zusammenfassend zu betrachten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Ab-

riss ist ein sehr guter Überblick über Söders Bilanz, seitdem er Ministerpräsident ist. In 

Protokollauszug
113. Plenum, 26.04.2022 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000509.html


meinen Augen liest er sich wie eine Chronologie des Scheiterns im Baubereich in drei 

Kapiteln.

Erstens sind Prestigeprojekte intransparent abgelaufen, haben zu lange gedauert oder 

haben unendlich viel Geld verschlungen. Zweitens ist das Liegenschaftsmanagement 

katastrophal. Es offenbart, dass man keinen Überblick über staatliche Immobilien samt 

Leerstand hat. Drittens gibt es einen erheblichen Mangel an bezahlbarem Wohnraum. 

In der Schule – Herr Piazolo ist anwesend und versteht das sicher gut – müsste man 

der Staatsregierung für diese Bilanz, übrigens leider ebenso in der Schulpolitik, die 

Note sechs erteilen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Ich greife nun kurz vier Prestigeprojekte heraus. Erstens: das Deutsche Museum in 

Nürnberg. Söder setzte sich persönlich und nachweislich im Jahr 2014 als damaliger 

Finanzminister für die Einrichtung einer Außenstelle ein.

(Zuruf des Abgeordneten Robert Brannekämper (CSU))

Ich zitiere aus der "Süddeutschen Zeitung": Am Geld soll es nicht scheitern. – Dies 

sagte Söder, als er den Standort Augustinerhof verkündet hat. Ich verstehe, dass dies 

die Kollegen der CSU aufbringt. Der unterschriebene Mietvertrag sowie die von Mar-

kus Söder persönlich unterzeichnete Finanzierungsvereinbarung sind gekennzeichnet 

von einer absurd hohen Miete von 47 Euro pro Quadratmeter, wenn man auch Tech-

nikflächen und Treppenhäuser reinrechnet. Das kommt in der Wirtschaft eigentlich 

nicht wirklich oft vor. Ein Mietvertrag mit einer Laufzeit von 25 Jahren ist ebenfalls bei-

spiellos. Das hat eine Anfrage von mir belegt. Das ist der einzige Mietvertrag in Bay-

ern in dieser Dimension. Das haben auch die gutachterlichen Stellungnahmen erge-

ben, die Kollegen von den GRÜNEN, der SPD und der FDP gemeinsam in Auftrag 

gegeben hatten. Die Staatsregierung hat statt eines ausführlichen Gutachtens acht 

dünne DIN-A4-Seiten vorgelegt, die einen solchen Mietvertrag mit Zuschüssen und 

einem Gesamtvolumen von 100 Millionen Euro plausibilisieren sollen. Wir warten noch 
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auf die Stellungnahme des Bayerischen Obersten Rechnungshofs dazu. Schauen wir 

einmal, was dabei herauskommt.

Herr Bernreiter, der zweite Punkt betrifft BayernHeim – Ihr Erbstück. Das Unterneh-

men ist nun seit über dreieinhalb Jahren aktiv. Das muss man sich wirklich einmal auf 

der Zunge zergehen lassen. Mittlerweile hat es über 30 Mitarbeiter. Sie kennen diese 

Zahlen. Auch Herr Bernreiter kennt diese Zahlen auswendig: 234 Wohnungen im Be-

stand, 522 Wohnungen im Bau und 2.704 Wohnungen in Planung. Mehr muss man 

dazu nicht mehr sagen. Diese Bilanz ist erbärmlich. Dabei war es doch die Vorgabe 

des Ministerpräsidenten, bis zum Jahr 2020 2.000 Wohnungen zu bauen. Wissen Sie, 

wie viele Wohnungen bis zu diesem Zeitpunkt gebaut worden sind? – 71 Wohnungen. 

Diese Wohnungen wurden nicht gebaut, sondern gekauft. – Gemäß dem Koalitions-

vertrag wollen Sie 10.000 Wohnungen errichten. Dieses Ziel werden Sie krachend ver-

fehlen.

Ich komme zum dritten Punkt, zum Konzerthaus in München. Im Jahr 2015 sprach 

man von Kosten in Höhe von ungefähr 370 Millionen Euro. Mittlerweile steht ungefähr 

1 Milliarde Euro im Raum. Dabei hat man einen Erbpachtvertrag für 44 Jahre unter-

schrieben. Jährlich müssen dafür 592.000 Euro bezahlt werden. Das sind 26 Millionen 

Euro. Die Planungskosten kommen hinzu. Eine Anfrage des Kollegen Heubisch hat 

ergeben, dass es 16,4 Millionen Euro sein werden. Meine sehr verehrten Damen und 

Herren, wir können herauslesen, dass Söder eine Denkpause für sich in Anspruch ge-

nommen hat. Denken hilft manchmal viel. Kurz davor hat er noch gesagt, das Ganze 

könne man auch in Holz errichten. Anfragen der Kollegen Kaltenhauser und Heubisch, 

die gerade eingereicht worden sind, enthalten interessante Fragen. Schauen wir mal, 

wer diesen Mietvertrag unterschrieben hat.

Ich möchte noch ein weiteres Beispiel anbringen, das belegt, dass man keine Ahnung 

von Liegenschaftsmanagement hat. Mittlerweile muss dies als Missmanagement be-

zeichnet werden. Ich nenne den möglichen Apple-Standort in der Seidlstraße 15 bis 

19 in München. Seit dem Jahr 2014 war dort ein Leerstand zu verzeichnen. Herr 
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Staatsminister, die Staatskanzlei hat das Ganze anfänglich für Lagerflächen im Um-

fang von 7.200 Quadratmetern genutzt. Man kann sich ausrechnen, wie hoch der 

Schaden für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler ist. Das Schlimme ist, dass man 

dies beliebig fortschreiben könnte. Das war der Punkt Großprojekte.

Jetzt komme ich zum Punkt Wohnen. Wir bräuchten jedes Jahr 70.000 Wohneinhei-

ten. Sie kennen alle die Zahlen. Die Eigentumsquote ist weiterhin sehr niedrig, auch in 

Bayern. Ihre ohnehin verkorksten Maßnahmen haben Sie eingestellt. Dazu zählen das 

Baukindergeld Plus und die Bayerische Eigenheimzulage. Die CSU und die FREI-

EN WÄHLER haben offensichtlich selbst erkannt, dass das gar nichts bringt. Der Bund 

hat viel Neues entwickelt, das noch kommen wird. Dazu werde ich später noch mehr 

sagen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bezahlbarer Wohnraum ist nach wie vor 

eine Mangelware in Bayern. Bezahlbaren Wohnraum hat Markus Söder jedoch schon 

im Jahr 2018 zur sozialen Frage unserer Zeit erklärt. Gemacht wurde seitdem aber 

nichts. Jetzt können Sie sagen: Der Körber und die FDP meckern wieder. – Nein, wir 

schauen genau hin. Wir schauen auch weiterhin genau hin. Da wir eine Service-Oppo-

sition sind, habe ich Ihnen gleich vier Vorschläge mitgebracht, damit Sie etwas Nach-

hilfe nehmen können.

Der Nachhilfeunterricht enthält vier Punkte. Erster Vorschlag: Die BayernHeim soll so-

fort liquidiert werden. Sie bringt gar nichts und ist Steuergeldverschwendung. Geben 

Sie das Geld denjenigen, die das können, unseren kommunalen, genossenschaftli-

chen, kirchlichen und privaten Wohnungsbaugesellschaften. Die können nämlich 

bauen. Der Freistaat scheitert krachend.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Vorschlag: Entbürokratisieren, entrümpeln und digitalisieren. Wir haben die 

Bauordnung novelliert. Das Thema ist bekannt. Als FDP-Fraktion haben wir 29 Ände-

rungsvorschläge eingebracht. Diese können Sie alle übernehmen. Auf diese Weise 
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könnte man Planungsprozesse beschleunigen, digitalisieren und Bürokratie abbauen. 

Man könnte ein Wirtschaftlichkeitsgebot einführen. Damit könnte man deutlich Kosten 

reduzieren, was den Mieterinnen und Mietern genauso wie den Eigentümern zugute-

käme.

Unser dritter konkreter Vorschlag ist ein staatliches Liegenschaftsmanagement. Der 

Herr Ministerpräsident hat seiner ehemaligen Bauministerin Kerstin Schreyer zum 

Amtsantritt im Jahr 2020 mit auf den Weg gegeben, die Immobilien im Freistaat Bay-

ern von Grund auf zu reformieren. Was ist bisher passiert? – Überraschung: nichts. 

Rund 3.500 Flurstücke befinden sich im Eigentum des Freistaats. Die BayernHeim 

sollte günstigen Wohnraum neu schaffen. Das darf man nicht vergessen. Wie viele 

Grundstücke von den 3.500 Flurstücken, die nicht für Verwaltungszwecke genutzt wer-

den, sind bisher bebaut? – Kein einziges. Herr Bernreiter, auch Sie werden das mitt-

lerweile zur Kenntnis genommen haben. Der Freistaat war nicht in der Lage, für ein 

einziges Grundstück Baurecht zu schaffen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

stellen Sie sich einmal vor, irgendein Unternehmen dort draußen würde dies über drei 

Jahre nicht hinbekommen, obwohl sich die Grundstücke im Eigentum befinden. Dann 

könnten Sie den Laden zusperren.

(Beifall bei der FDP)

Vierter konkreter Vorschlag: Die Wohneigentumsquote soll gestärkt werden. Wir 

möchten ganz klar, dass Wohneigentum für die Bürgerinnen und Bürger noch möglich 

ist. Laut einer Wohntraumstudie aus dem Jahr 2019 wünschen sich immerhin 66 % 

aller Mieterinnen und Mieter in diesem Land, irgendwann einmal in Wohneigentum zu 

wohnen. Allerdings haben 38 % nicht die notwendigen finanziellen Mittel. Was haben 

Sie in Bayern gemacht? – Sie haben das Baukindergeld Plus wieder eingestellt. Das 

ist auch richtig gewesen. Das war einfach Unsinn und hat nichts gebracht – unwirk-

sam. Der Koalitionsvertrag des Bundes enthält an dieser Stelle zum Glück wesentliche 

Verbesserungen. Dazu zählen Eigenkapital ersetzende Darlehen, Tilgungszuschüsse, 

Zinsverbilligungen und eine flexiblere Gestaltung bei der Grunderwerbssteuer.
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir als FDP möchten, dass Bayern Muster-

schüler wird, Großprojekte effizient und transparent durchführt, mehr Menschen zu 

Wohneigentum verhilft und bezahlbares Wohnen durch Digitalisierung und Entbüro-

kratisierung schafft.Dafür müssen eben auch die finanziellen Mittel bereitgestellt wer-

den. Man könnte das Geld, das für dieses Unsinnsunternehmen und Prestigeprojekt 

BayernHeim von Markus Söder angesetzt worden ist, denen geben, die es wirklich 

können.

Sie haben jetzt gehört, was es hier für riesige Baustellen gibt und welche skandal-

trächtigen Themen uns noch weiter beschäftigen werden. Lassen Sie es uns doch 

besser machen; wir haben Vorschläge gemacht. Setzen Sie die doch einfach um, Herr 

Bernreiter; dann haben Sie gute Chancen, dass Sie vielleicht mal der Bauminister 

werden, der in dieser Legislaturperiode am längsten im Amt ist. Sie sind immerhin 

schon die Nummer vier.

(Beifall bei der FDP)

Präsidentin Ilse Aigner: Für die CSU-Fraktion spricht als Nächster Kollege Thorsten 

Schwab.

Thorsten Schwab (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Aktuelle Stunde hat das Thema "Immobilienprojekte und Wohnungspolitik der 

Bayerischen Staatsregierung – ein Scheitern auf ganzer Linie!". Was ist von dieser Ak-

tuellen Stunde, von den Themen, die gerade vom Kollegen Körber gebracht worden 

sind, aktuell? Das Gleiche haben wir vor der Osterpause auch gehört, als es um den 

Haushalt ging. Damals sind genau dieselben Themen erwähnt worden. Heute ist ab-

solut nichts Neues vorgetragen worden.

(Beifall bei der CSU – Zuruf)

Wir müssen für diese Aktuelle Stunde fast dankbar sein, weil man jetzt diesen Unsinn 

richtigstellen kann und Zeit hat, dazu ein paar Fakten zu benennen, die von der FDP 
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natürlich nicht gebracht worden sind. In Bayern wird nämlich enorm viel unternommen, 

um Wohnraum zu schaffen:

Erstens. Es werden private und öffentliche Baumaßnahmen durch die Wohnraumför-

derung unterstützt.

Zweitens. Es gibt drei Wohnungsbaugesellschaften, die eigene Projekte verfolgen und 

damit selbst Wohnraum schaffen.

Damit man mal ein Gefühl dafür bekommt, um welche Summen es jährlich im Frei-

staat Bayern bei der Wohnraumförderung geht, möchte ich sagen, dass in den Jah-

ren 2016 und 2017 jährlich durch Bundes- und Landesmittel 600 Millionen Euro für die 

Wohnraumförderung ausgegeben worden sind. In den Jahren 2018 bis 2022 waren es 

im Schnitt 850 Millionen Euro jährlich, im Jahr 2022 sogar 864,2 Millionen Euro. Mit 

dieser Bundes- und Landesförderung werden jährlich im Schnitt 60.000 neue Wohnun-

gen gebaut.

Die Maßgabe war, dass wir 70.000 Wohnungen pro Jahr brauchen. 2021 gab es allei-

ne Genehmigungen für 80.000 Wohneinheiten, die jetzt realisiert werden. Wir sind 

also genau auf der Linie: Mit der Wohnraumförderung wird so viel Wohnraum geschaf-

fen, wie auch benötigt wird. Das sind enorme Summen. Ich glaube, den meisten, die 

heute anwesend sind, ist gar nicht bewusst, über welch enorme Summen wir reden 

und was der Freistaat alles für die Wohnraumförderung unternimmt.

On top kommen noch die Projekte der staatlichen Wohnungsbaugesellschaften. Es 

gibt drei staatliche Wohnungsbaugesellschaften: das Siedlungswerk Nürnberg, Stadi-

bau und BayernHeim. BayernHeim ist neu, sodass man die Bilanz natürlich noch nicht 

mit der der anderen beiden Wohnungsbaugesellschaften vergleichen kann, aber ins-

gesamt ist die Bilanz auch hier gut. Auf die Wohnungsbaugesellschaften geht an-

schließend noch Kollege Kohler genauer ein.
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Private Eigentümer und die öffentliche Hand schaffen Wohnraum in Bayern. Es geht 

voran, aber das Tempo, mit dem Wohnraum geschaffen wird, wird manchmal auch 

noch von anderen Faktoren bestimmt, zum Beispiel durch fehlende Flächen; denn 

man kann niemandem sein Eigentum wegnehmen.

(Zuruf)

Selbst der beste Bauminister kann die Flächen nicht herzaubern, die wir bräuchten, 

um das alles zu bauen. Wir haben lange Genehmigungsverfahren. Es wäre natürlich 

schön, wenn manches schneller ginge, aber die Bauleitverfahren brauchen einfach 

ihre Zeit. Hier und da wird noch ein Hamster, eine Zauneidechse oder Sonstiges ge-

funden; dann verzögert es sich noch weiter.

(Zuruf)

Es wird auch manchmal dagegen geklagt. Dann gibt es auch noch einen überhitzten 

Baumarkt; gerade in den Ballungsräumen sind die Baufirmen nicht so leistungsfähig, 

und es gibt auch nicht so viele Baufirmen, die das alles bauen können.

(Zuruf)

Bayern ist als Lebensraum beliebt. Bayern wächst; so schlecht kann es hier also nicht 

sein, wenn so viele Leute nach Bayern zu ziehen. Im Jahr 2000 gab es noch 12,2 Mil-

lionen Einwohner in Bayern; jetzt haben wir 13,2 Millionen Einwohner, also fast 1 Milli-

on mehr. Die Menschen brauchen natürlich Wohnraum. Entweder baut man in die 

Höhe, oder man muss in die Fläche bauen. Herr von Brunn hat gerade schon reinge-

rufen: In München mit einer grün-roten Stadtregierung streitet man noch darüber, ob 

man mehr Fläche verbrauchen will; aber in die Höhe will man auch nicht bauen. Ir-

gendwann muss man sich entscheiden, was man am Schluss haben will.

(Beifall bei der CSU)
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Einfach nur immer Wohnraum zu fordern, ohne dass es in die Höhe oder in die Fläche 

gehen darf – über den Flächenverbrauch streitet man auch –, geht halt nicht;

(Zuruf)

die 1 Million Einwohner müssen irgendwo leben. Mein Fazit lautet: Bund und Bayern 

investieren enorme Summen in die Wohnraumförderung. Es gibt jährlich mehr als 

60.000 geförderte Wohnungen. Wie die FDP von einem Scheitern auf der ganzen 

Linie zu sprechen, ist absoluter Unsinn. Das können wir so natürlich nicht stehen las-

sen; so ist es nicht.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Als nächster Redner spricht für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

der Kollege Jürgen Mistol.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen! Ich will Ihnen 

mal erzählen, auf was es für uns GRÜNE in der bayerischen Wohnungspolitik an-

kommt; auf die Immobilienprojekte wird meine geschätzte Kollegin Claudia Köhler spä-

ter noch ausführlich eingehen. Ich will Ihnen erzählen, was wir in der Wohnungspolitik 

von der Staatsregierung erwarten bzw. auch nicht erwarten.

Wir erwarten zum Beispiel kein opulentes Fünf-Gänge-Menü oder irgendwelchen 

Schnickschnack; von Prestigeprojekten mag ich gar nicht reden. Wir wären fürs Erste 

ganz bodenständig mit Brot und Butter zufrieden, mit einer Wohnungspolitik, die sich 

dem Artikel 106 der Bayerischen Verfassung verpflichtet fühlt, wonach die Förderung 

des Baus billiger Volkswohnungen – heute würde man sagen: bezahlbaren Wohn-

raums – Aufgabe des Staates und der Gemeinden ist und alle Bewohnerinnen und 

Bewohner Bayerns Anspruch auf eine angemessene Wohnung haben. – So steht es 

in der Verfassung.

Für uns GRÜNE heißt das: Es braucht eine gut ausgestattete Wohnraumförderung, 

weil die Schaffung von ausreichend bezahlbarem Wohnraum die soziale Frage der 
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Gegenwart ist. Dabei geht es um den sozialen Zusammenhalt unserer Gesellschaft, 

um Gerechtigkeit und um Chancengleichheit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mieten und Immobilienpreise haben sich in den wirtschaftsstarken Städten und Regio-

nen Bayerns in den vergangenen Jahren drastisch erhöht. Die durchschnittlichen Mie-

ten sind für Menschen mit unteren, aber auch mit mittleren Einkommen einfach zu 

hoch und können gerade in Krisenzeiten schnell zum Armutsrisiko werden. Obwohl 

die Baubranche boomt wie lange nicht – noch, muss man vielleicht angesichts der ak-

tuellen Lage sagen –, wird nach wie vor zu wenig und fast ausschließlich in den hoch-

preisigen Segmenten der Wohnungsmärkte gebaut. Sogenannte Luxussanierungen 

und Entmietungen treiben Bewohnerinnen und Bewohner aus ihren bisherigen Quar-

tieren, mitunter mit großen Auswirkungen auf die Sozialstruktur kompletter Innenstadt-

bereiche.

Verschärft wird die Situation durch die Folgen der geringen Tätigkeit beim sozialen 

Wohnungsbau; denn während das Mietniveau in vielen bayerischen Städten unauf-

haltsam steigt, sinkt der Bestand an Sozialwohnungen kontinuierlich. Es gibt also nicht 

einmal Brot und Butter für alle, für manche nicht einmal altes Toastbrot und Margarine. 

Herr Bernreiter, das ist der Stand der Dinge zu Beginn Ihrer Tätigkeit als zuständiger 

Minister; das muss ich in aller Schonungslosigkeit und Deutlichkeit zu sagen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn man dem Verfassungsauftrag in Artikel 106 der Bayerischen Verfassung ge-

recht werden will, braucht es einen echten Kurswechsel in der Wohnungspolitik. Das 

bisherige Mantra Ihrer Vorgängerin, die immer hier gestanden und gesagt hat "Bauen, 

bauen, bauen", löst die Wohnungsfrage nicht. Es braucht regulierende Instrumente 

und politische Gestaltung, damit das Dach über dem Kopf nicht allein den Kräften des 

Marktes ausgesetzt ist und der Anstieg der Mieten wirksam gedeckelt wird.

Protokollauszug
113. Plenum, 26.04.2022 Bayerischer Landtag – 18. Wahlperiode 10



Kolleginnen und Kollegen, die Ampel-Regierung in Berlin legt hier vor: Senkung der 

Kappungsgrenze, Stärkung und Verbreiterung des qualifizierten Mietspiegels und 

rechtssicheres Vorkaufsrecht für unsere Kommunen. Unterstützen Sie die Bundesre-

gierung hierbei, damit sich die Menschen in Bayern ihre Wohnung leisten können! Ma-

chen Sie eine Politik, die die Interessen von Vermietern und Mietern nicht gegeneinan-

der ausspielt!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Doch die Bilanz der bisherigen Wohnungsbaupolitik der Regierung von Ministerpräsi-

dent Dr. Söder ist so beständig wie die Leitung des Staatsministeriums für Wohnen, 

Bau und Verkehr. Mittlerweile ist seit Söders Amtsantritt der vierte Minister im Amt. 

Herr Bernreiter, Sie treten wirklich ein schweres Erbe an. Ihre Vorgängerin, Kerstin 

Schreyer, ist schließlich an den nicht zu erfüllenden Wahlkampfversprechen von Minis-

terpräsident Söder gescheitert. Das muss man auch ganz deutlich sagen.

Kontinuität und Verlässlichkeit sucht man auch in der bayerischen Wohnraumförde-

rung vergeblich. Der Wohnungspakt Bayern ist 2019 mit durchwachsener Bilanz aus-

gelaufen. 2018 wurden immerhin noch 4.273 Mietwohnungen im bayerischen Wohn-

bauprogramm gefördert. Im vergangenen Jahr 2021 waren es gerade noch 3.981.

Doch statt nachzulegen und angesichts der steigenden Baukosten die Wohnraumför-

derung angemessen aufzustocken und damit ein klares Signal für den öffentlich geför-

derten Wohnungsbau zu setzen, gehen Sie in der Förderpolitik regelmäßig einen 

Schritt vor und zwei Schritte zurück. CSU und FREIE WÄHLER waren aktuell nicht 

einmal bereit, die weggefallenen 140 Millionen Euro Eigenmittel der BayernLabo zu 

kompensieren, geschweige denn eine Schippe draufzulegen. Stattdessen legen Sie 

die Hände in den Schoß und verlassen sich auf den Bund, der seine Mittel für den so-

zialen Wohnungsbau fast verdoppelt. Bei dieser Gelegenheit darf ich Sie auch daran 

erinnern, dass die Verantwortung für die soziale Wohnraumförderung seit der Födera-
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lismusreform 2006 bei den Bundesländern liegt. Dann kommen Sie dieser Verantwor-

tung bitte auch nach.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, die staatliche Wohnraumförderung sehen wir als den Kö-

nigsweg, mit dem langfristig ein hochwertiger und bezahlbarer Mietwohnungsbestand 

geschaffen werden kann. Die Anpassung der Wohnraumförderbestimmungen zum 

1. April, also vor Kurzem, und die Erhöhung der Zuschüsse sind daher grundsätzlich 

zu begrüßen, vor allem im Hinblick auf die Komponenten zur Energieeffizienz und 

Nachhaltigkeit. Ob das Ganze angesichts der davongaloppierenden Baukosten und 

der steigenden Energiepreise ausreichen wird, ist fraglich. Gleichzeitig wird aber das 

objektabhängige Darlehen von bisher 50 auf 25 % halbiert.

So wirtschaften Sie von der linken in die rechte Tasche, während die Erhöhung der 

Zuschüsse bei den Wohnungsunternehmen verpufft. Hier müssen Sie schleunigst 

nachbessern, wenn Sie wirklich eine glaubwürdige Wohnungspolitik vertreten wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die längst überfällige Erhöhung der Zuschüsse darf zudem nicht darüber hinwegtäu-

schen, dass die Wohnraumförderung insgesamt weiterentwickelt werden muss. Ande-

re Bundesländer sind da längst weiter. So sollen angesichts steigender Baulandpreise 

bei der Förderung auch die Grundstückskosten berücksichtigt werden. Außerdem sol-

len der Erwerb von Belegungsrechten im Wohnungsbestand sowie der Erwerb von 

Genossenschaftsanteilen für selbst genutzten Wohnraum gefördert werden.

Verbesserungsbedarf sehen wir auch bei der Förderung inklusiver Wohnformen. Ent-

sprechende Anträge sind aber bei den Regierungsfraktionen bislang auf taube Ohren 

gestoßen.

Über die staatliche Wohnungsbaugesellschaft BayernHeim hat sich Kollege Körber 

schon in aller Breite ausgelassen. Auch der ORH hat in seinem jüngsten Jahresbericht 
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die BayernHeim ins Visier genommen. Darin bestätigen sich auch unsere wesentli-

chen Kritikpunkte der Vergangenheit: Binnen drei Jahren wurde keine einzige Woh-

nung neu geschaffen – das ist schon gesagt worden –, schon gar nicht auf staatlichen 

Grundstücken, und die BayernHeim steht in Konkurrenz zu anderen Wohnungsbauak-

teuren.

Herr Staatsminister, die Bilanz der BayernHeim ist so ernüchternd, ist so dermaßen 

bescheiden, dass die Pressemitteilungen Ihres Hauses die Grenzen der Peinlichkeit 

längst überschritten haben,

(Beifall bei den GRÜNEN)

weil große Worte auf der einen Seite und winzige Ergebnisse auf der anderen Seite so 

weit auseinanderklaffen.

Hören Sie endlich damit auf, die BayernHeim als Scheinriesen darzustellen! Stecken 

Sie nicht so viel Energie hinein, Unzulänglichkeit und Misserfolge zu kaschieren! Pa-

cken Sie endlich an, und lassen Sie sich von der Pressemitteilung nicht die rosarote 

Brille aufsetzen! Die steht Ihnen nämlich nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, dass die BayernHeim nicht erfolgreich ist und es auch in 

Zukunft nicht sein kann, liegt vor allem daran, dass die Rahmenbedingungen nicht 

stimmen. Neben einem eigenen Fördertopf für die BayernHeim braucht es eine lang-

fristige, gut ausgestattete, verlässliche Wohnraumförderung für alle gemeinwohl-

orientierten Unternehmen.

Zudem braucht es endlich eine Neuausrichtung der staatlichen Immobilienverwaltung 

IMBY. Neben der Möglichkeit zur verbilligten Abgabe staatlicher Liegenschaften für 

den sozialen Wohnungsbau, vor allem im Erbbaurecht, sollte die IMBY eine aktive 

Rolle bei der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum einnehmen und kommunales 

Bauen unterstützen. Obwohl die IMBY auch innerhalb des Regierungslagers ganz 
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massiv in der Kritik steht, gibt es keine wirklichen Reformbestrebungen. Kümmern Sie 

sich darum, Herr Bernreiter!

Eine Schlüsselrolle bei der Schaffung von bezahlbarem Wohnraum spielen die Kom-

munen. Damit Städte und Gemeinden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 

Wohnbebauung schaffen können, brauchen sie wirksame Instrumente. Doch die Ein-

führung einer Grundsteuer C ist hier behindert worden. Man konnte sich nicht darauf 

einigen. Reden Sie mit Herrn Brandl vom Gemeindetag, und handeln Sie dann ent-

sprechend, Herr Bernreiter!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch das Baulandmobilisierungsgesetz ist in Bayern immer noch nicht vollständig um-

gesetzt, obwohl die Maßnahmen zeitlich befristet sind. Geben Sie den Kommunen 

endlich die Instrumente in die Hand, die wirklich helfen.

Herr Staatsminister Bernreiter, wie Sie sehen, gibt es beim Wohnungsbau in Bayern 

zahlreiche Baustellen. Die Zeit drängt. Krempeln Sie die Ärmel hoch, sorgen Sie zu-

mindest für Brot und Butter, und zwar für alle!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Für die FREIEN WÄHLER spricht jetzt ebenfalls zehn Minu-

ten der Kollege Hans Friedl.

Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrter Herr Mi-

nister, verehrte Kolleginnen und Kollegen! In der Aktuellen Stunde haben wir heute 

das von der FDP vorgeschlagene Thema "Immobilienprojekte und Wohnungspolitik 

der Bayerischen Staatsregierung – ein Scheitern auf ganzer Linie!" – Ausrufezeichen! 

– Ich würde da allerdings mehrere Fragezeichen dahinter setzen.
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Der Kollege Körber hat gemeint, er könnte heute der Regierungskoalition und dem 

Staatsminister eine Lehrstunde geben. Aber, Kollege Körber, versuchen Sie das doch 

in Berlin! Bei der Ampelkoalition haben Sie doch alle Mittel in der Hand.

(Widerspruch bei Abgeordneten der GRÜNEN, der SPD und der FDP)

– Ja, ist schon gut. – Jetzt könnte man sich natürlich hinstellen und selbstzufrieden 

vonseiten der FDP sagen:

(Zurufe der Abgeordneten Margit Wild (SPD) und des Abgeordneten Florian von 

Brunn (SPD))

Das hat heute wunderbar gesessen, das Thema der Aktuellen Stunde. – Vielleicht ist 

es so. Zumindest könnte man mit einer solchen Schlagzeile die Ausgabe einer 50-

Pfennig-Zeitung steigern. Was tut man nicht alles, um in die Medien zu kommen!

(Sebastian Körber (FDP): 50 Cent!)

Aber kommen wir zum Thema und blenden mal die politische Motivation hier aus. Es 

ist wirklich schön, dass man die einzelnen Kommentare wieder mitbekommt, seit wir 

die Abtrennungen nicht mehr haben. Es ist wieder richtiges Leben hier im Plenarsaal.

(Zuruf)

Blenden wir mal die politische Motivation hier aus. Auf den ersten Blick könnte man 

leicht zu einer solchen Aussage kommen. Stichwort: BayernHeim. Die in 2018 als hun-

dertprozentige Tochter des Freistaats gegründete Gesellschaft hat die Aufgabe, be-

zahlbaren Wohnraum bereitzustellen. Zugegeben, vielleicht war die Ansage des Minis-

terpräsidenten 2018, 10.000 Wohnungen bis 2025 zu schaffen, zu ambitioniert.

(Beifall bei der FDP)

Aber wer erlebt das nicht als Politiker daheim in der Kommune? Die Verhandlungen 

über einen Grundstücksankauf für kommunalen Wohnungsbau dauern halt einfach. 
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Man kann niemanden zum Verkauf zwingen. Auch städtebauliche Entwicklungsverträ-

ge mit der SoBoN führen manchmal erst nach Jahren ans Ziel. Ob hier das von der 

Bundesregierung entwickelte Baulandmobilisierungsgesetz hilft, wissen wir noch nicht. 

Rund 230 gebaute von 520 geplanten Wohnungen hören sich zuerst nach einer Nie-

derlage an.

Noch einmal: Bisher sind seit der Gründung keine vier Jahre ins Land gegangen. Auch 

aus der Privatwirtschaft kennt man es doch; keine Firma läuft nach der Gründung mit 

einem Fingerschnipp zu 100 %. Projekte mit rund 2.700 Wohnungen sind aktuell in der 

Planung. Bayern nimmt also viel Geld in die Hand, um hier weiterzukommen. Im 

Münchner Norden beteiligt sich die BayernHeim mit 100 Wohnungen an der Entwick-

lung des Quartiers mit insgesamt mehr als 600 Einheiten. Natürlich kann man – ich 

würde es einmal als Eiertanz bezeichnen – nicht nachvollziehen, was der Freistaat mit 

einzelnen Immobilien macht. Ich denke da an die Doppelhaushälfte in Fürstenried, die 

durch die JVA in Giesing bewirtschaftet und als Wohnraum bevorratet wird, bis die 

neue Wohnanlage am McGraw-Graben fertiggestellt wird.

(Florian von Brunn (SPD): Ist das noch vor 2100?)

Es gibt aber auch größere Immobilien, die leer stehen, weil ihre Nachnutzung nicht ge-

klärt ist. Man kann darüber diskutieren, ob man immer sofort einen Plan präsentieren 

soll. Da müssen wir als Freistaat besser werden; denn zum Beispiel eine Behörden-

verlagerung fällt nicht vom Himmel.

(Sebastian Körber (FDP): Endlich einmal Eigenkritik! Gut!)

Doch ich möchte hier nicht schließen; denn Bayern hat mit dem KommWFP einen wei-

teren Akzent gesetzt. Daneben wird aber auch die Errichtung von bezahlbarem Wohn-

raum durch die Privatwirtschaft gefördert. Alles in allem ist Bayern auf einem guten 

Weg, ob es die Opposition jetzt hören will oder nicht. Gerade ist es sehr holprig und 

steinig wegen unterbrochener Lieferketten und des Mangels an Arbeitskräften, was in 
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allen Bereichen zu Verzögerungen führt. – Das dürfte Ihnen, Herr Körber, als Praktiker 

ja bekannt sein.

Aber lassen Sie mich das Thema nun von einer anderen Seite her angehen. Im Bund 

gibt es eine Ampel-Regierung unter Beteiligung der FDP. Sie hat vollmundig verkün-

det, den Bau von hunderttausend Sozialwohnungen pro Jahr zu fördern, und stellt 

dafür 14,5 Milliarden Euro bis 2026 zur Verfügung.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Das ist doch etwas!)

Dieser Betrag soll dazu dienen, klimaeffiziente Wohnungen mit Neubau oder Renovie-

rung zu fördern.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Die Verwaltungsvereinbarung mit den Ländern ist auf den Weg gebracht. Am Ende 

des Tages ist es also gar nicht der Bund, der baut, sondern es sind die Länder,

(Toni Schuberl (GRÜNE): Aber zahlen tut er es!)

oder es sind Förderprogramme der Privatwirtschaft. Nur wer genau hinschaut, wird 

feststellen, dass die Länder 30 % zusätzliche Mittel dazusteuern müssen. Das steigert 

natürlich das Volumen.

(Zuruf von den GRÜNEN: Dafür sind wir nicht zuständig!)

Aber wenn man schon heute gewiss weiß, dass der Haushalt morgen schmaler ausfal-

len wird, wird es kaum möglich sein, die 30 % aufzubringen. Ich sage hier: Das ist eine 

Mogelpackung. Welche Maßstäbe gelten hier bezüglich der Klimaeffizienz? – Für Neu-

bauten gilt der KfW-Standard 55, für Renovierungen der KfW-Standard 85. Warum gibt 

es vom Bund eine Milliarde Euro für den Bau von bezahlbarem Wohnraum, der sich 

überhaupt nicht an energetische Standards halten muss?

(Sebastian Körber (FDP): Das ist doch Quatsch!)
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Das ist ein falsches Signal. Was war letzte Woche bzw. Anfang des Jahres? Wurde 

nicht die KfW-Förderung für den Standard 55 für Bauherren eingestellt? Wer war denn 

da in der Bundesregierung? War die vom Bund bereitgestellte Förderung des Stan-

dards 40 bzw. 40 Plus nicht innerhalb von drei Stunden erschöpft?

(Florian von Brunn (SPD): Ich bin auch allmählich erschöpft!)

Wird dort mit zweierlei Maß gemessen? Sollte Politik nicht verlässlich sein? Haben die 

Bürger kein Recht darauf?

Das Wort "Scheitern" im Titel der Aktuellen Stunde ist ein großes. Ich glaube, die FDP 

hat hier etwas das Augenmaß verloren. Ja, wir müssen in diesem Bereich als Freistaat 

besser werden. Das werden wir. Die Weichen sind gestellt, und zwar in die richtige 

Richtung. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Nächster Redner ist der Kollege Franz Bergmüller für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Franz Bergmüller (AfD): Liebe Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das 

von der FDP vorgeschlagene Thema legt den Finger in die Wunde. Die von der FDP 

und von Herrn Körber angeregte Debatte hatten wir schon mehrmals im Bauaus-

schuss und auch im Plenum; das ist richtigerweise zitiert worden. Sie ist richtig, und 

manche Themen finden unsere Zustimmung.

Um noch einmal speziell auf das erste Thema der Immobilienprojekte zu kommen: Na-

türlich hat das, was in Nürnberg unter Finanzminister Söder abgelaufen bzw. dann von 

ihm als Ministerpräsident vorangetrieben worden ist, ein Gschmackl, wie man in Bay-

ern sagt. Ein Gschmackl hat für mich auch das Konzerthaus. An die Adresse der FDP 

gerichtet: Ihr Herr Heubisch spricht da eigentlich etwas anders. Er würde das ja mit 
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aller Gewalt durchsetzen wollen und bedauert, dass das eingestampft worden ist bzw. 

es hier – Entschuldigung! – eine Denkpause gibt; davon redet man im Moment.

Der Kollege Weidenbusch hat im Haushaltsausschuss davon gesprochen, dass es 

nichts ausmache, wenn es eine Milliarde Euro koste. Ich sage Ihnen: In der jetzigen 

Zeit ist es völlig unangebracht, über ein solches Großprojekt von einer Milliarde Euro 

nachzudenken, wenn man das Thema Wohnungsbau betrachtet, wo wir jetzt eine 

ganz andere Situation haben. Wo ist der Grund, die Wurzel, dieser ganzen Debatte? – 

Er liegt in der Nullzinspolitik, durch die eine gewaltige Immobilienblase entstanden ist, 

die auch in den ländlichen Stadtrandgemeinden wie bei mir zu Hause voll durch-

schlägt. In meiner Heimatgemeinde können sich mittelständische Arbeiter, Unterneh-

mer oder Handwerksmeister selbst in diesem Preissegment kein Haus auf dem freien 

Wohnungsmarkt mehr leisten oder bauen. Das ist im ganzen Speckgürtel München 

so, in anderen Ballungszentren auch.

Das zweite Problem ist 2015 aufgetaucht. Alle Kommunalpolitiker hier wissen, wovon 

ich rede. Auf einmal sind wahnsinnig viele Wirtschaftsflüchtlinge gekommen, die in 

den sozialen Wohnungsmarkt gedrängt sind, nachdem man sie aus den Auffangla-

gern, in denen letztendlich deren Status festgestellt wurde, entlassen und den Ge-

meinden überlassen hat. Den Fehler haben Sie in der Staatsregierung natürlich 

schnell erkannt und nicht mehr wiederholt.

Jetzt gibt es eine ganz andere Situation, und das Thema "Bezahlbarer Wohnraum" ist 

wegen des unsäglichen Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine und der Flüchtlinge 

aktueller denn je; letztes Mal haben wir es debattiert. 60.000 Flüchtlinge – überwie-

gend Mütter mit Kindern – sind in privaten Familien aufgenommen worden. Aber ir-

gendwann geht das natürlich nicht mehr. Man muss sich vergegenwärtigen, dass das 

eine großartige Leistung von unseren Bürgern in Bayern ist, aber irgendwann werden 

sie in den Wohnungsmarkt drängen, auch wenn es nur vorübergehend ist, weil wir 

doch alle hoffen zu erleben, dass diese temporären Kriegsflüchtlinge zu Hause in der 

Heimat auch wieder unterkommen werden.
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Herr Friedl hat vorhin den Schwarzen Peter nach Berlin geschoben, auch zu Recht, 

weil Sie, liebe FDP, in Berlin wegen einer dirigistischen und sozialistisch geprägten 

Wohnungspolitik in Geiselhaft genommen werden, wo der Wohnungsbau mit mehr 

Einschränkungen nicht aktiviert, sondern stranguliert wird. Es gibt nämlich genügend 

Kapital. Wo sind denn die 400.000 Wohnungen, die Sie bauen wollen?Es gibt genü-

gend Kapital, und es hat immer schon – auch bei der Wiedervereinigung – probate 

Mittel gegeben, steuerliche Anreize zu schaffen. Auch jetzt wäre es wieder an der Zeit. 

Ich erinnere daran: Vor längerer Zeit, als die FDP in Bayern noch bis 2013 in der Re-

gierung war, hat es einmal eine Diskussion im Finanzausschuss der Vbw gegeben, in 

der es auch um eine Ankurbelung des Wohnungsmarktes ging. Der damalige finanz-

politische Sprecher der FDP hatte dabei gesagt, wir könnten die degressive Abschrei-

bung um ein Prozent von zwei auf drei Prozent erhöhen. Dabei ist doch klar: Wirksam 

wäre, nicht zu kleckern, sondern zu klotzen! Wir bräuchten acht Prozent Sonderab-

schreibung auf brachliegende Gebäude – das hat es 1998 gegeben – und eine Akti-

vierung landwirtschaftlicher Flächen durch Steuerbefreiung. Das ist in diesem Hause 

auch schon einmal diskutiert worden, aber wieder eingeschlafen. Wir müssen ganz-

heitlich denken. Die AfD steht für Anreize statt dirigistischer Eingriffe!

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht Herr Kollege Florian von Brunn für die 

SPD-Fraktion.

Florian von Brunn (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 

Herren! Wohnen in Bayern ist schön, wenn man es sich leisten kann. Dies gilt für viele 

hart arbeitende Menschen und viele Familien, die verzweifelt nach bezahlbarem 

Wohnraum suchen, leider nicht mehr. Wohnungsnot gibt es längst nicht mehr nur in 

den Städten, sondern sie hat auch schon das Land erreicht. Wir als SPD wollen dies 

verbessern. Wir wollen erreichen, dass die Menschen in Bayern genügend angemes-

sene und bezahlbare Wohnungen haben!
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(Beifall bei der SPD)

Bayern ist finanziell und wirtschaftlich stark. Wir haben im Freistaat alle Möglichkeiten, 

es besser zu machen. Deswegen haben wir als SPD bei den Haushaltsberatungen 

eine Milliarde Euro für bezahlbare Wohnungen gefordert. Wir brauchen diese Woh-

nungsmilliarde. Wir brauchen bessere Förderbedingungen in Bayern. Das muss uns 

ein bezahlbares Dach über dem Kopf für die Menschen wert sein.

(Beifall bei der SPD)

Sie von der CSU und den FREIEN WÄHLERN haben dies abgelehnt. Damit lassen 

Sie die betroffenen Menschen im Stich. Dabei ist die Lage dramatisch. Inzwischen gibt 

es über 200 Städte und Gemeinden mit – wie es im Amtsdeutsch so schön heißt – an-

gespanntem Wohnungsmarkt. Übersetzt heißt das: Viele Menschen dort suchen ver-

zweifelt eine Wohnung.

Ich will festhalten: Markus Söder hat ohne Not 33.000 bezahlbare GBW-Wohnungen 

verscherbelt.

(Tobias Reiß (CSU): Sie sind doch nicht abgerissen worden!)

Die betroffenen Mieterinnen und Mieter mussten danach mit teilweise drastischen 

Mietsteigerungen fertigwerden oder sogar ausziehen. Dabei hätte er es besser ma-

chen und diese Wohnungen an vernünftige und soziale Vermieter geben können, 

nämlich an die bayerischen Städte. Er hat dies nicht getan. Er hat sich nicht um die 

Mieterinnen und Mieter geschert, sondern darum, dass die anderen Profite gemacht 

haben.

(Beifall bei der SPD – Tobias Reiß (CSU): Hätten Sie ein gescheites Angebot ge-

macht!)

Leider ist die Wohnungspolitik seither unter Schwarz-Orange nicht besser geworden. 

Sie sind komplett daran gescheitert, genügend erschwingliche Wohnungen in Bayern 
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zu bauen. Die Wohnungsbaugesellschaft BayernHeim, Markus Söders Wahlkampf-

schlager und vermeintliches Prestigeobjekt, ist ein Flop. Das hat Ihnen vor Kurzem 

auch der Bayerische Rechnungshof sehr, sehr deutlich aufgeschrieben. Sie sind dafür 

verantwortlich, dass die BayernHeim bis heute noch keine einzige Wohnung selbst ge-

baut hat, weil sie aus dem Boden gestampft wurde, ohne auf bestehende Strukturen 

zu achten. Sie hat nur eine Handvoll bestehender Wohnungen gekauft. Was soll eine 

solche Wohnungsbaugesellschaft, die keine einzige Wohnung selbst baut? Dabei – 

dies sagen wir an der Stelle auch sehr deutlich – ist die Idee gut. Natürlich muss der 

Freistaat mit seinen eigenen Wohnungsgesellschaften Verantwortung für bezahlbaren 

Wohnraum übernehmen. Dies kann man nicht dem Markt überlassen. Wir als SPD 

wollen die BayernHeim und die anderen Gesellschaften zusammen zu einem starken 

Instrument für den Bau bezahlbarer Wohnungen machen.

(Beifall bei der SPD)

Dazu muss man sie aber auch in die Lage versetzen. Bisher ist dies nicht der Fall. Die 

BayernHeim ist nicht das einzige Problem. CSU und FREIE WÄHLER setzen auch 

das Baulandmobilisierungsgesetz nicht um, das die GroKo noch erlassen hat – und 

das, obwohl der Urheber Horst Seehofer als Bauminister meines Wissens CSU-Mit-

glied war und ist. Ohne die wichtigen Instrumente des Baulandmobilisierungsgesetzes 

wie das Baugebot gibt es weniger bezahlbare Wohnungen in Bayern.

Herr Söder versucht jetzt, sein Problem über neues Personal zu lösen. Aber ich sage 

es Ihnen ehrlich, Herr Bernreiter: Ihr Einstand als neuer Minister ist nicht ganz gelun-

gen. Pünktlich zu Ihrem Amtsantritt wurden im Haushalt die bayerischen Mittel für die 

Wohnraumförderung deutlich gekürzt. Dies ist ein deutlicher Gegensatz: Die SPD-ge-

führte Bundesregierung unter Olaf Scholz hilft den Menschen, die eine Wohnung su-

chen, und erhöht die Wohnungsbaumittel massiv, und Sie kürzen sie trotz Wohnungs-

not! Dies ist der Unterschied zwischen Wohnungsbau und Mieterschutz mit der SPD 

und der wohnungspolitischen Planlosigkeit und sozialen Kälte von CSU und FREI-

EN WÄHLERN.
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(Beifall bei der SPD – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Sie in Berlin!)

Wir als SPD wollen soziale Wohnungspolitik für die Menschen. Dazu gehört viel mehr 

Wohnungsbau in Bayern. Deswegen dürfen öffentliche Grundstücke und Wohnungen 

nicht verscherbelt werden. Wir wollen, dass staatliche Flächen auch in öffentlicher 

Hand bleiben müssen. Das wollen wir auch in die Bayerische Verfassung schreiben. 

Dies haben Sie von der CSU abgelehnt. Wir wollen alle bebaubaren Flächen in der 

Hand des Freistaats für Wohnungsbau nutzen, indem wir sie den Städten und Ge-

meinden zu verbilligten, bezahlbaren Preisen zur Verfügung stellen.

Um es zusammenzufassen: In unserer Bayerischen Verfassung steht der wichtige 

Satz: "Jeder Bewohner Bayerns hat Anspruch auf eine angemessene Wohnung." Wir 

wollen diese bezahlbaren Wohnungen jetzt bauen. Wir wollen als Bayern-SPD alles 

tun, damit es diese Wohnungen bald gibt und sich jede Familie und jeder Mensch im 

Freistaat vernünftigen und bezahlbaren Wohnraum leisten kann. – Vielen Dank für 

Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Ilse Aigner: Als Nächster spricht Herr Kollege Jochen Kohler für die 

CSU-Fraktion.

Jochen Kohler (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Eines vorneweg: Von Scheitern kann beim Thema Wohnungspolitik wahrlich 

keine Rede sein!

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Es ist sicherlich nicht übertrieben, wenn man sagt, dass die Wohnungsfrage die ent-

scheidende soziale Frage unserer Zeit ist. Um diese Anspannung auf dem baye-

rischen Wohnungsmarkt zu überwinden, gibt es aus unserer Sicht nur ein Gebot: 

Bauen, bauen, bauen. Herr Kollege Schwab hat schon zum Thema Wohnraumförde-

rung gesprochen. Wir lassen nicht nur bauen, wir bauen auch selbst. Liebe Kollegin-
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nen und Kollegen, wir können mit Fug und Recht stolz auf unsere drei staatlichen 

Wohnungsbaugesellschaften in Bayern sein: das Siedlungswerk Nürnberg, die Stadi-

bau und die soeben angesprochene BayernHeim. Diese drei verstärken hierbei das 

Feld der Akteure im sozialen Mietwohnungsmarkt. So werden aktuell von den 

drei staatlichen Wohnungsbauunternehmen über 16.700 Wohnungen bewirtschaftet. 

Mittelfristig wird sich der Wohnungsbestand der drei staatlichen Wohnungsbauunter-

nehmen auf bis zu 28.500 Wohnungen erhöhen. Mit ambitionierten Neubauprogram-

men wird der Wohnungsbestand in den nächsten Jahren noch anwachsen. Genauer 

gesagt, sind rund 1.750 neue Wohnungen im Bau und über 4.000 in Planung und Ent-

wicklung. Dafür sind Investitionen von weit über drei Milliarden Euro geplant.

(Zuruf des Abgeordneten Sebastian Körber (FDP))

– Aber wir können, Herr Kollege Körber, auch gerne ins Detail gehen. Fangen wir mit 

der BayernHeim an. Diese wurde 2018 mit dem Ziel gegründet, bis 2025 rund 

10.000 Wohnungen mit einem Investitionsvolumen von über 2,5 Milliarden Euro auf 

den Weg zu bringen.

(Zuruf des Abgeordneten Sebastian Körber (FDP))

Sie schafft dabei nicht nur preisgünstige Mietwohnungen, sondern der Schwerpunkt 

liegt hierbei auf gefördertem Wohnraum in Gebieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf. 

Die BayernHeim hat bislang drei Wohnanlagen mit über 200 Wohnungen und drei Pro-

jekte mit insgesamt über 500 Wohnungen im Bau. Derzeit sind über 2.700 Wohnein-

heiten in Planung und Entwicklung. Herr Kollege Körber, Kolleginnen und Kollegen, 

das sind über 25 % des Ziels von 10.000 Wohnungen bis zum Jahr 2025! Erst dann 

wird abgerechnet, nicht jetzt schon. Daher ist es vermessen, bereits jetzt zu behaup-

ten, die Staatsregierung hätte ihre Ziele krachend verfehlt.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten Sebastian Körber (FDP))
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Wir haben aber noch zwei weitere Genossenschaften. Die Stadibau befasst sich aus-

schließlich mit Wohnungen für Staatsbedienstete im Großraum München. Die Stadi-

bau hat im Moment einen Bestand von über 8.200 Wohnungen, und sie entwickelt ak-

tuell außerdem noch 2.000 neue Wohnungen. Genauer gesagt, sind 810 Wohnungen 

im Bau und über 1.050 Wohnungen in Planung. Das Siedlungswerk Nürnberg, das – 

wie es der Name schon verrät – vor allem im Raum Nürnberg aktiv ist, schafft geför-

derten und frei finanzierten Mietwohnraum und bewirtschaftet darüber hinaus derzeit 

über 8.200 Wohnungen.Das Siedlungswerk Nürnberg entwickelt aktuell über 

580 Wohnungen, genau gesagt, sind über 410 Wohnungen im Bau bzw. über 

160 Wohnungen in Planung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zahlen sprechen für sich. Wir sind uns alle einig, 

wenn wir sagen: Das Thema Wohnen stellt in unserer Zeit eine gesamtgesellschaftli-

che Herausforderung dar. Die größte und herausforderndste Aufgabe für uns als Politi-

ker besteht darin, erstens ausreichend Wohnraum zu schaffen und zweitens den 

Wohnraum zu bezahlbaren Preisen zu schaffen.

Ich habe am Anfang gesagt: Die Wohnungsfrage ist die entscheidende soziale Frage 

unserer Zeit. Dabei sind wir dank unserer guten Politik – an dieser Stelle ein Dank an 

Minister Bernreiter und an die Vorgängerin Kerstin Schreyer – auf einem sehr guten 

Weg. Von Scheitern kann – das möchte ich zum Schluss sagen – keine Rede sein. Im 

Gegenteil: Wir sollten stolz auf das sein, was wir bis jetzt geschafft haben, anstatt hier 

die einzelnen Haare in der Suppe zu suchen. Wir sind auf einem sehr guten Weg, und 

wir schaffen das.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Die nächste Rednerin ist die Kollegin Claudia Köhler für 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Claudia Köhler (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Ich sage Ihnen als Haushälterin: Diese Staatsregierung kennt keine Disziplin 
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bei staatlichen Hochbauprojekten. Die Kosten – das sehen wir jede Woche oder min-

destens einmal im Monat im Ausschuss – laufen jedes Mal aus dem Ruder, wenn der 

Staat baut oder wenn er auch nur als Zuschussgeber dabei ist. Als Stichworte sind 

schon "Deutsches Museum Nürnberg" und "Deutsches Museum München" gefallen, 

obwohl wir da nur mit einem Zuschuss dabei sind. Beim Obersalzberg sind wir inzwi-

schen bei über 30 Millionen Euro. Bei der Venusgrotte sind wir inzwischen bei knapp 

60 Millionen Euro.

Deswegen erscheint Ihr Ressort, Herr Minister – da können wir Sie gleich vorwarnen 

–, regelmäßig im ORH-Bericht. Da kann ich dem Kollegen recht geben, der gerade ge-

sagt hat: Die Zahlen sprechen für sich. – Ja, die Zahlen sprechen wirklich für sich. 

Daher kommt das im ORH-Bericht vor, weil es hinten und vorne nicht zum Ergebnis 

passt, im neuesten ORH-Bericht, der in dieser Woche behandelt wird, alleine dreimal: 

der Wohnraum für Staatsbedienstete, die Hochbauförderung für die Kommunen und 

dann die heute schon oft zitierte BayernHeim. Überall Chaos, keine Übersicht, wenig 

Planung und dadurch kein Erfolg. Beim letzten Mal ging es sogar um die handschriftli-

chen, in Papierform verfassten und aufgehobenen Mitteilungen – ich hoffe, dass we-

nigstens das inzwischen angegangen wurde –, die seit Jahren im Schrank versauern. 

Deswegen werden Gewährleistungen bei staatlichen Hochbaumaßnahmen übersehen 

und laufen ab.

Im Rahmen der Haushaltsberatungen, die gerade, im Frühjahr waren, haben wir aber 

gelernt, dass man über Fraktionsreservemittel durchaus entgegen allen Förderrichtlini-

en Baumaßnahmen vor Ort unterstützen kann, wenn man persönlich, vielleicht im ei-

genen Stimmkreis, betroffen ist. Ich sagen Ihnen: Das hat nichts mit Ausgabendisziplin 

zu tun. Das ist keine vernünftige Haushaltspolitik!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Am allerteuersten wird es aber, wenn der Ministerpräsident selbst auf Shoppingtour 

geht. Dann kennt man überhaupt keine Grenzen mehr. Die Grundstücke werden dann 
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um bis zu 90 % über dem Verkehrswert eingekauft: Ich denke an das Karmelitenklos-

ter Straubing. Das Deutsche-Bahn-Grundstück der TU Nürnberg hat man für das 

Sechsfache des Preises gekauft, zu dem es ursprünglich veräußert wurde. Himbeer-

palast Erlangen, Nawareum Straubing – weitere fünf Fälle sind allein bis 2020 im Be-

richt. Das sind Überwertankäufe ohne Untersuchung im Hinblick auf die Wirtschaftlich-

keit, ohne Untersuchung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses. 2021 wurden sogar 

Regelungen herausgegeben, wie man Überwertankäufe grundsätzlich tätigen möchte. 

Das sollte doch eine Ausnahme sein, nicht gängige Praxis werden. Es widerspricht im 

Übrigen auch sehr oft dem EU-Beihilferecht.

Ich bitte Sie ganz dringend: Halten Sie sich an die Verfahren! Halten Sie sich an die 

Gesetze! Praktizieren Sie unabhängige Wertermittlungen! Der ORH empfiehlt immer 

so nett: Nutzen Sie die Fachkompetenz aus dem eigenen Haus, aus den eigenen Ins-

titutionen. – So eine haushälterische Disziplinlosigkeit schadet nur dem guten Ruf der 

Projekte, die zweifelsohne oft sehr gut sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenig nachhaltig ist auch der Umgang mit den vorhandenen Immobilien. Der Bauun-

terhalt, die Substanzerhaltung, wird immer noch vernachlässigt. Der ORH hat schon 

2006 gesagt: Wir haben einen Finanzbedarf von 250 Millionen bis 375 Millionen Euro 

pro Jahr. – Jetzt, 16 Jahre später, haben wir mehr Gebäude und steigende Baukosten, 

haben aber immer noch nur 260 Millionen Euro im Haushalt. Das Ergebnis sind herun-

tergekommene Gebäude. Substanz wird vernichtet. Am Ende wird es noch viel teurer. 

Oft bleibt nur ein Neubau übrig. Ein Paradebeispiel dafür ist die Universität Regens-

burg, bei der man es jahrelang reinregnen lassen hat. Jetzt muss man einen Neubau 

im Bestand, im laufenden Betrieb bewältigen. Das ist die teuerste Variante.

Ich habe noch ein Schmankerl zum Konzerthaus München für Sie: Die Pacht für das 

leer stehende Grundstück beträgt schon seit 2016 pro Jahr 600.000 Euro. Dazu kom-

men 300.000 Euro Personalkosten. 20 Millionen Euro wurden schon für die Planung 
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ausgegeben, ohne dass irgendetwas passiert, ohne dass wir uns überhaupt über das 

Projekt unterhalten. Mit diesem Geld hätte die Kultur in schwierigen Zeiten sehr viel 

anfangen können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kurz und gut: Diese Ankündigungspolitik kommt uns alle wahnsinnig teuer. Sie ist das 

Gegenteil von nachhaltig. Unsere Empfehlung, Herr Minister: Erst planen, dann kau-

fen, dann verkünden!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Nun spricht zehn Minuten der Herr Kollege Josef Schmid für 

die CSU-Fraktion.

Josef Schmid (CSU): Frau Präsidentin! Vielleicht spreche ich auch nur fünf Minuten. 

Eigentlich ist zu dem Thema schon alles gesagt. Aber irgendwie scheinen wir uns dar-

auf einstellen zu müssen, dass das zu "Und täglich grüßt das Murmeltier" wird. Jetzt 

haben wir das Thema Wohnungsbau vor den Osterferien im Plenum gehabt. Im Aus-

schuss für Wohnen, Bau und Verkehr haben wir das Thema davor auch schon gehabt. 

Heute haben wir es wieder. Ich rechne damit, dass wir es in 14 Tagen auch wieder im 

Plenum haben werden.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Deswegen verweise ich im Wesentlichen auf das Protokoll der letzten Plenarsitzung.

(Zuruf des Abgeordneten Sebastian Körber (FDP))

Aber ich möchte schon ein paar Punkte betonen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Zu der Frage, warum nicht mit einem Fingerschnippen Tausende Wohnungen da sind, 

habe ich bereits letztes Mal ausgeführt, dass das ein Ding der Unmöglichkeit ist. Wir 
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müssen nur an unsere Verfahren denken. In München dauert ein Bebauungsplanver-

fahren im Schnitt sieben Jahre.

(Sebastian Körber (FDP): Nicht nur in München!)

Wie sollen wir da bitte in zwei oder drei Jahren plötzlich Tausende von Wohnungen 

hinstellen?

(Zurufe)

Wenn man in das Umfeld von München schaut, dann stellt man fest, da sind wir auch 

bei Verfahrensdauern von fünf Jahren. Das zeigen auch die Zahlen der BayernHeim: 

Wenn da 4.058 Wohnungen in Planung oder Entwicklung sind, dann ist ganz klar, 

dass hier seitens der Staatsregierung und seitens der BayernHeim genau das Erfor-

derliche getan wurde. Die Bebauungsplanverfahren wurden eingeleitet und werden 

angegangen; aber es dauert halt in unserer Bürokratie und unserer Verwaltung so 

lange.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Jetzt bin ich bei Ihnen. Da hat der Kollege Friedl schon recht. Da bin ich jetzt ge-

spannt. Kollege Körber, die FDP stellt den Bundesbauminister.

(Sebastian Körber (FDP): Das wäre mir neu!)

– Entschuldigung, den Bundesverkehrsminister. Aber da sind wir im gleichen Themen-

bereich. Sie wollen jetzt die Verfahrensdauern verkürzen. Da bin ich gespannt, was im 

nächsten Jahr kommt. Ich fürchte ehrlich, dass wir in zwei oder drei Jahren hier stehen 

und mit dem Ofenrohr ins Gebirge Ihrer Politik in Berlin schauen werden, weil die Ver-

fahrensdauern nicht nennenswert verkürzt wurden. In Berlin spielt nämlich die Musik. 

Das wäre mal ein wichtiger Schritt, dieses Projekt anzugehen. Jetzt sind mit der neuen 

Bundesregierung schon Wochen und Monate vergangen.
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(Florian von Brunn (SPD): Jetzt warten Sie doch mal in aller Gelassenheit ab; 

besser als Sie machen wir das auf jeden Fall!)

Wir waren sogar mit dem Ausschuss in Berlin. Das war ein guter Vorschlag. Nur: Er-

fahren haben wir dazu nichts. Wir haben nichts darüber erfahren, wann da endlich 

was angegangen wird, sondern im Gegenteil haben die hier Verantwortlichen schuld-

los dreingeblickt nach dem Motto: Ja mei, wann wir da was machen, wissen wir auch 

nicht, und welche Reformen wir machen, wissen wir auch nicht. Also warten wir es 

doch mal ab. – Da spielt die Musik bei Ihnen!

Der zweite Grund, warum nicht auf einen Schlag zig Wohnungen gebaut werden kön-

nen, ist der Urgrund dafür beim Bauen schlechthin: weil Grund und Boden knapp sind. 

Wo soll denn der Freistaat irgendwelche Grundstücke herzaubern?

(Zuruf des Abgeordneten Sebastian Körber (FDP))

Ich könnte sagen, wo es Grundstücke gäbe. Da bin ich gespannt, was dann von Ihrer 

Bundesregierung kommt. Es gäbe nämlich noch große Konversionsflächen im militär-

ischen Bereich, bei Kasernengeländen.Denken wir zum Beispiel an den Fliegerhorst in 

Fürstenfeldbruck – ein Riesenareal, wo die Kommune selber bauen will, wo man viele, 

viele Wohnungen bauen könnte. Ich bin jetzt aber gespannt, zu welchem Preis dieses 

Areal vom Bund dem Freistaat, der BayernHeim, der Stadt Fürstenfeldbruck angebo-

ten werden wird. Ich fürchte, es wird ein Preis sein, der jedes Bauen verhindern wird, 

weil die Haushälter auch da natürlich nur auf den Haushalt schauen.

Jetzt möchte ich einmal eine Frage stellen. Sie widersprechen sich da ja total: Ist eine 

gekaufte Wohnung jetzt eine schlechte Wohnung? Ist nur die selbstgebaute Wohnung 

eine gute Wohnung?

(Florian von Brunn (SPD): Die gekaufte Wohnung gab es vorher schon! Sie ent-

lastet den Wohnungsmarkt nicht; das wissen Sie doch selber!)
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Sie werfen uns vor, die BayernHeim habe zu wenig Wohnungen selbst gebaut. Beim 

Vorkaufsrecht jedoch, das uns allen wichtig ist, das wir – wir sind da völlig einer Mei-

nung und ziehen an einem Strang – alle als wichtiges Instrument betrachten, ist es so, 

dass in Ihrer Diktion plötzlich die gekaufte Wohnung doch eine gute Wohnung ist.

Lieber Herr von Brunn, dass Sie heute wirklich noch mal dieses Uraltthema der 

33.000 GBW-Wohnungen bemühen, ist eigentlich schon peinlich. Da haben Sie aber 

auch gesagt, dass die Wohnungen gekauft werden müssen, obwohl dabei keine einzi-

ge neue Wohnung entsteht.

(Florian von Brunn (SPD): Sie wissen auch, warum!)

Jetzt sage ich Ihnen mal, dass gekaufte Wohnungen – die BayernHeim kauft Wohnun-

gen – ebenfalls ein wichtiger Beitrag sind, weil wir im Ballungsraum der Kernstadt 

München mittlerweile das Regelerfordernis haben, dass ein Investor nur noch dann 

einen Bebauungsplan kriegt, wenn er 60 % geförderte Wohnungen baut. 60 % der 

Wohnungen, die er baut, muss er gefördert bauen.

Kollege Körber, Sie haben gesagt, die Kommunen und die kommunalen Wohnungs-

baugesellschaften könnten viel besser Wohnungen bauen.

(Sebastian Körber (FDP): Ja, viel besser!)

Glauben Sie denn, dass die zwei kommunalen Wohnungsbaugesellschaften in Mün-

chen das überhaupt noch packen? – 60 %! Die kommen ja jetzt bei dem Volumen von 

40 % schon nicht hinterher. Es wird notwendig sein, dass weitere Player hinzukom-

men. Das ist für die BayernHeim eine Riesenchance.

Ich sage: Auch die gekaufte Wohnung ist eine Wohnung mehr. Das ist eine gute Woh-

nung, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CSU – Florian von Brunn (SPD): Das ist eben keine Wohnung 

mehr! Das ist keine Wohnung mehr!)
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Die Frage ist dann eben: Wer baut? – Wir haben in München ein vielbeachtetes Pilot-

projekt, bei dem der private Wohnungsbauer, der die frei finanzierten Wohnungen 

baut, weil es schneller geht und aus einem Guss ist, die geförderten Wohnungen für 

die städtischen Wohnungsbaugesellschaften gleich mitbaut. Dann verkauft er sie an 

die städtischen Wohnungsbaugesellschaften. Das ist ein Zukunftsmodell. Wir werden 

das auch im Freistaat erleben. Das ist aber eben ein gutes Modell, weil damit im geför-

derten Bereich Wohnungen zur Verfügung gestellt werden können.

Kollege Körber, wir sind uns in einem Punkt ja einig: Wir alle hätten gern eine höhere 

Eigentumsquote. Sie ist in Deutschland niedrig; sie ist in München besonders niedrig. 

Genau diese CSU-Staatsregierung hat Maßnahmen auf den Weg gebracht, die Eigen-

heimquote wieder zu steigern.

Wissen Sie aber, was München mit einer grün-roten Stadtregierung gemacht hat? – 

Die haben die ganze Kategorie "Gefördertes Eigenheim" abgeschafft. In München gab 

es das Fördermodell "München Modell". Das gibt es jetzt nur noch als "München Mo-

dell Miete". Früher gab es das als "München Modell Eigentum". Das wurde von Grün-

Rot gegen den heftigsten Widerstand der CSU abgeschafft.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD) – Gülseren Demirel (GRÜNE): 

Ach!)

– Liebe Kollegin Demirel, ich halte das für eine fatale Entwicklung, das Ziel aufzuge-

ben, dass sich in München normale Familien noch Eigentum leisten können sollen. 

Das Gegenteil ist der Fall. Das Gegenteil ist unsere Politik.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Zuruf der Ab-

geordneten Gülseren Demirel (GRÜNE))

Kollege Mistol, viele Wohnungen sind aus der Bindung gefallen. Genau darauf hat die 

Staatsregierung reagiert. Wir haben jetzt Bindungsfristen von 25 und 40 Jahren. Die 

Wahrheit ist doch auch, dass in den Ballungsräumen, wo die Not tatsächlich am größ-
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ten ist, die Kommunen selbst schon längst längere Bindungsfristen vereinbaren und 

verlangen können.

In München ist es so: In München können Sie als privater Investor Bindungsfristen von 

bis zu 60 Jahren eingehen. Dann kriegen Sie Punkte. Mit den notwendigen Punkten 

kriegen Sie dann Ihren Bebauungsplan.

Ich sage Ihnen aber nur eines: Ich bin auch für längere Bindungsfristen. Ich bin aber 

gespannt, ob bei 60 Jahren Bindungsfrist von der privaten Wirtschaft überhaupt noch 

gebaut werden wird. Ehrlich gesagt, interessiert das viele Redner aber gar nicht. 

Wenn man genau zugehört hat, dann ist nur die Wohnung, die durch irgendein staatli-

ches Gebilde, eine staatliche Gesellschaft gebaut wird, eine gute Wohnung. – Nein, 

ich sage es Ihnen noch einmal: Wir werden nicht nur die kommunalen Wohnungsbau-

gesellschaften und nicht nur die BayernHeim brauchen. Wir werden selbstverständlich 

auch weiterhin die privaten Wohnungsbaugesellschaften und die privaten Wohnungs-

bauer, die Wohnungen bauen, brauchen. Selbstverständlich! Wir werden den Bedarf 

sonst überhaupt nicht decken können.

Wir werden dann sehen, ob das bei solchen Bindungsfristen und solchen Belastungen 

wie durch die neuen Verfahrensgrundsätze zur Sozialgerechten Bodennutzung in 

München noch der Fall sein wird. Genau da stecken dann aber die Verantwortlichkei-

ten dafür, dass Wohnungsbauziele nicht erreicht werden.

Übrigens hat man in München – meiner Heimatstadt – während der letzten zwei Jahre 

seit der Kommunalwahl diskutiert, wie man die Kautelen der Belastungen für die Bau-

herren verändert. Wir haben in diesen zwei Jahren jedes Jahr nur circa 250 statt 

8.500 Wohnungen rausgebracht.

(Zuruf des Abgeordneten Sebastian Körber (FDP))

– Das ist die nackte Wahrheit. Zwei Jahre wurde über die Frage diskutiert, welche Be-

lastungen wir den Wohnungsbauern auf dem privaten Markt noch abringen. – Da ist 
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also gar nichts passiert. Das sind die Hindernisse für den Wohnungsbau. Da kommt 

es her, dass die Wohnungsbauzahlen nicht stimmen. Ich fürchte leider, was die Lan-

deshauptstadt München betrifft, dass wir das in den nächsten Monaten und Jahren 

sehen werden, weil die Belastungen viel zu hoch sind, als dass für den freien Teil des 

Marktes noch halbwegs ein Anreiz bestünde. Der städtische Teil ist völlig überlastet 

und mit Aufträgen völlig zu. Er wird das Angebot überhaupt nicht darstellen können. 

Ich bin gespannt, was daraus wird.

Was der Freistaat macht, ist aber richtig. Ich will die Zahlen nicht wiederholen: 865 Mil-

lionen Euro Fördermittel 2022 – das ist eine enorme Zahl. Das ist in etwa der Schnitt 

der ganzen letzten Jahre. Kollege Schwab hat gesagt: 2018/2019 sind im Schnitt 

60.000 Wohnungen gebaut worden. 2020 wurde bereits auf 64.000 Wohnungen ge-

steigert. Daran sieht man, dass die Globalsteuerung vom Freistaat stimmt. Den Rest 

müssen die Akteure vor Ort machen.

Ich kann deswegen nur sagen: Diese Baupolitik ist erfolgreich. Sie bleibt erfolgreich, 

und sie wird auch in Zukunft erfolgreich sein.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Ilse Aigner: Abschließend erteile ich dem Staatsminister Christian Bern-

reiter für die Staatsregierung das Wort.

Staatsminister Christian Bernreiter (Wohnen, Bau und Verkehr): Sehr geehrte Frau 

Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich will gerne eine paar 

Worte zum Thema "Immobilienprojekte und Wohnungspolitik der Bayerischen Staats-

regierung" sagen.

Lieber Herr Körber, Sternstunden sind im Leben eines Einzelnen selten, selten auch 

im Lauf der Geschichte. Sie haben das mit Ihrem heutigen Beitrag unter Beweis ge-

stellt. Ich habe nichts Neues gehört. Sie haben mir den Vortrag schon dreimal gehal-

ten. Ich habe daraus keine neuen Erkenntnisse gewinnen können.
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(Matthias Fischbach (FDP): Was machen Sie jetzt Neues? – Zuruf des Abgeord-

neten Sebastian Körber (FDP))

Vonseiten der Opposition kamen nur Vorwürfe und Unterstellungen und auch Wunsch-

kataloge. Ich habe kein Konzept für Bayern erkennen können.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Das Einzige, was Sie können, ist Kritisieren. Kritik erspart aber keine eigene Leistung.

(Jürgen Mistol (GRÜNE): Besser selber machen! – Zuruf des Abgeordneten Mat-

thias Fischbach (FDP))

Sie könnten in Berlin jetzt für Bayern natürlich sehr deutlich anschieben. Ihr Bundes-

verkehrsminister gibt zurzeit keine gute Figur ab. Für ideologische Maßnahmen wer-

den 2,5 Milliarden Euro ausgegeben. Wir könnten das besser in den Ausbau der Infra-

struktur stecken.

(Zurufe der Abgeordneten Matthias Fischbach (FDP) und Sebastian Körber 

(FDP))

Ich nenne das Thema "Deutsches Zentrum Mobilität". Hier ist für Bayern Gefahr ge-

bannt. Daran hängt auch der Wasserstoffstandort Pfeffenhausen. Sie könnten hier 

sehr, sehr viel bewegen.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Wie wär‘s mit dem Bau von Wohnungen? – Heiterkeit 

bei der FDP)

– Ich komme gleich dazu. – Das darf ich aber noch sagen. Ich sage dazu, dass das 

innerhalb der Ampelkoalition ein großes Thema ist. Die SPD-Bundestagsfraktion hat 

am Freitag dazu aufgefordert, die Dinge in die richtige Richtung zu lenken. Das 

stammt nicht von mir.

(Jürgen Mistol (GRÜNE): Jetzt reden wir über Bayern!)
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Die Menschen in Bayern wollen Antworten und Lösungen,

(Zuruf)

die es mit Ihnen nicht geben wird.

Klar ist – ich bekenne mich hierzu und glaube, wir sind uns hier alle einig: Bezahlbares 

Wohnen ist die soziale Frage unserer Zeit. Wir können nur mit aller Kraft versuchen, 

hier anzuschieben und zu bauen, was das Zeug hält.

Wir haben hier zahlreiche Maßnahmen ergriffen, die auch erfolgreich sind und Wir-

kung zeigen. Die Bautätigkeit in Bayern ist trotz Corona auf Rekordniveau. 2020 wur-

den in Bayern über 64.000 Wohnungen gebaut, 2021 über 80.000 Wohnungen geneh-

migt.

(Florian von Brunn (SPD): In Zukunft vielleicht!)

Das ist ein Rekordergebnis, das es seit 1995 nicht mehr gegeben hat.

Klar ist aber auch: Wir stehen in diesem Bereich vor vielen Herausforderungen. Die 

Bauwirtschaft ist schon seit Längerem durch die steigenden Material-, Energie- und 

Rohstoffpreise stark belastet. Der Krieg in der Ukraine befeuert diese Entwicklung lei-

der noch deutlich. Das kommt nicht von mir: Auch die Wohnungsbauwirtschaft sieht 

für 2023 einen deutlichen Einbruch.

Mir ist aber wichtig, dass alle Menschen in ganz Bayern gut leben können. Wir setzen 

alle Hebel in Bewegung, um dieses Ziel zu erreichen. Mit unseren drei staatlichen 

Wohnungsbaugesellschaften schaffen wir als Freistaat selbst Wohnraum, den wir 

dann dauerhaft zu bezahlbaren Mieten anbieten. Das betrifft vor allem die Städte, aber 

auch den ländlichen Raum. Das haben Sie alle angesprochen. Wir haben insgesamt 

1.748 Wohnungen im Bau. Damit haben wir aktuell den Wohnungsbaubestand von 

16.720 Wohnungen auf rund 18.500 Wohnungen erhöht.
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Wir müssen aber neue Wege gehen und Möglichkeiten für neuen Wohnraum denken. 

Die BayernHeim arbeitet mit großem Einsatz. Wir haben rund 3.500 Wohnungen in 

Bestand, Bau und Planung oder in der Entwicklung. Diese Zahl ist bekannt. In einem 

Punkt bin ich bei Ihnen: Das zentrale Thema ist Bauen und nicht das Kaufen von Woh-

nungen, die bereits am Markt sind. Das Ziel der BayernHeim ist es, in frühen Realisie-

rungs- und Planungsphasen einzusteigen. Sepp Schmid hat das bereits angespro-

chen. Hier sehe ich ganz großes Potenzial.

Durch die neuen SoBoN-Regelungen der Landeshauptstadt werden zunehmend Pro-

jekte in Partnerschaft von Bauträgern und Mietwohnungsunternehmen umgesetzt; 

davon bin ich felsenfest überzeugt. Der Oberbürgermeister der Stadt München be-

grüßt es ausdrücklich, wenn die BayernHeim dafür auch zur Verfügung steht. Die Bau-

träger wollen nämlich keine Mietverwaltungen an der Backe haben. Das wurde mir 

ganz klar signalisiert. Diese Projekte entstehen nur, wenn die vorgeschriebenen, ge-

förderten und durch eine günstige Bewilligungsmiete gedeckten Wohnungsbereiche 

von einem Projektpartner übernommen und dann auch langfristig bewirtschaftet wer-

den können. Hier steigen wir ein. Das ist unsere Aufgabe. Das können wir mit der 

Mannschaft der BayernHeim bewältigen. An uns soll es nicht scheitern. Wir tun alles, 

was nötig und was möglich ist.

Herr Körber, zu Ihrer Intervention zu den Gewerbeflächen: Ich habe mich dazu schlau-

gemacht. Es gibt Bebauungspläne, bei denen im Erdgeschoss Gewerbeeinheiten inte-

griert sind. Man kann dann entscheiden: Machen oder lassen. Wir haben uns fürs Ma-

chen entschieden. Wir setzen im Haushalt 2022 einen Schwerpunkt beim Wohnen und 

schieben hier auch kräftig an. Die Wohnraumförderung befindet sich seit Jahren auf 

Rekordniveau. Insgesamt stehen heuer 865 Millionen Euro zur Verfügung. Lieber Herr 

Kollege von Brunn, 865 Millionen Euro sind mehr als 848 Millionen Euro, die im letzten 

Jahr im Haushalt waren. Zusammen mit den für die Städtebauförderung vorgesehe-

nen 316,5 Millionen Euro investiert der Freistaat damit über 1 Milliarde Euro in zusätz-
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lichen Wohnraum für die Verbesserung des Wohnumfelds für die Bürgerinnen und 

Bürger in Bayern.

Bei den Bestimmungen zur Wohnbauförderung haben wir die Konditionen zum 1. April 

deutlich verbessert. So können wir die Zahl der geförderten Wohnungen auch regel-

mäßig steigern. Wir arbeiten auch daran, den Wohnungsbau auf staatlichen Grundstü-

cken voranzutreiben. Bereits seit 2018 wurde der staatliche Grundbesitz wiederholt 

und systematisch überprüft, um Flächen zu identifizieren, die grundsätzlich für den 

Wohnungsbau in Betracht kommen. Die IMBY prüft selbstverständlich auch Potenziale 

für staatlichen Geschosswohnungsbau. Außerdem wollen wir Nachverdichtungspoten-

ziale nutzen. Darüber hinaus wollen wir mit einer Bundesratsinitiative gezielt steuerli-

che Maßnahmen zur Mobilisierung von Bauland schaffen. Wir wollen mieterschützen-

de Regelungen verbessern, zum Beispiel beim Mietwucher. Wesentlich ist für uns aber 

auch, dass Investitionen für Vermieter wirtschaftlich sind; denn das effektivste Mittel 

gegen Wohnungsnot und steigende Mieten ist eben das Bauen.

Seit Langem setzen wir uns für Verbesserungen im Steuerrecht ein. Auf Druck Bay-

erns wurde die Sonderabschreibung für den Mietwohnungsbau wieder eingeführt. Wir 

fordern seit jeher die Einführung eines Grunderwerbssteuerfreibetrags, um den Er-

werb von Wohneigentum zu unterstützen. Wir müssen auch im ländlichen Raum viele 

Maßnahmen im Blick haben. So entlasten wir die Ballungsräume und legen unseren 

Schwerpunkt auf den ländlichen Raum. Die Wohnraumförderung und die kommunalen 

Wohnraumförderprogramme sind dafür ein geeignetes Mittel.

Herr Körber, durch diese Eigenheimförderung sind knapp 3.800 Wohneinheiten geför-

dert worden. Ich habe es mir gerade heraussuchen lassen: Von 2018 bis Ende 2021 

wurden daneben im Rahmen der Eigenheimzulage über 56.000 Bescheide mit einem 

Fördervolumen von 566 Millionen Euro erlassen. Damit haben wir Gewaltiges für die 

Eigenheimförderung getan. Der Freistaat Bayern ist hier ein verlässlicher Partner.

(Beifall bei der CSU)
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Ich halte übrigens nichts davon, Einfamilienhäuser zu verdammen, wie das die Bun-

desbauministerin am Wochenende getan hat. Der Staat muss den Bürgerinnen und 

Bürgern nicht alles vorschreiben. Außerdem werden damit die unterschiedlichen Le-

benswirklichkeiten in Ballungszentren und im ländlichen Raum ignoriert. Unsere Ju-

gend gibt den Traum vom Einfamilienhaus nicht auf. Das wurde mir am Wochenende 

von vielen Jugendlichen erklärt. Etliche Bürgermeisterinnen und Bürgermeister haben 

mir am Wochenende die Schwierigkeiten bei der Baulandausweisung geschildert. Wir 

müssen hier ansetzen. Dabei hoffe ich auf Ihre Unterstützung.

Meine Damen und Herren, wir sind bei der Wohnungspolitik erfolgreich. Ich werde 

mich beim Wohnungsbau für noch mehr Tempo einsetzen. Von einem Scheitern der 

Bayerischen Staatsregierung kann hier keine Rede sein. Ich hoffe und wünsche ganz 

ehrlich, dass die Ampel in Berlin erfolgreich ist und die geplanten 400.000 Wohnungen 

pro Jahr, davon 100.000 Wohnungen mit Sozialbindung, umsetzen kann. Wir werden 

das unterstützen. Den Worten müssen jetzt Taten folgen. In diesen schwierigen Zeiten 

sollten wir alle ins Gelingen verliebt sein und nicht die Erfolge zerreden. Sie betreiben 

nämlich mit Ihrer ungerechtfertigten Nörgelei das Geschäft derjenigen, die einen ande-

ren Staat und eine andere Staatsform wollen.

Lassen Sie uns als verantwortungsvolle Demokraten gemeinsam an den vor uns lie-

genden Aufgaben in dieser schwierigen Zeit arbeiten und diese Aufgaben anpacken. 

Für ehrliche und brauchbare Vorschläge bin ich immer zu haben. Ich habe Ihnen allen 

das schon angeboten. Packen wir diese Aufgabe gemeinsam an. Es liegt viel Arbeit 

vor uns. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.
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